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Sachgebiet 8 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Rechts der Arbeitsförderung 
und der gesetzlichen Rentenversicherung an die Einführung 
von Vorruhestandsleistungen 
— Drucksache 10/893 — 


und zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Rechts der Arbeitsförderung 
und der gesetzlichen Rentenversicherung an die Einführung 
von Vorruhestandsleistungen 
— Drucksache 10/965 — 


A. Problem 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Vorruhe- 
standsleistungen soll durch eine Erweiterung der Erstattungs- 
pflicht des Arbeitgebers ergänzt werden, dessen langjährig 
beschäftigter älterer Arbeitnehmer nach Ausscheiden aus 
dem Arbeitsverhältnis in der Regel zunächst Arbeitslosen- 
geld/Arbeitslosenhilfe und anschließend aufgrund der Ar- 
beitslosigkeit vorzeitig Altersruhegeld erhält (SGer-Regelung). 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht vor, daß 

— der Arbeitgeber neben dem Arbeitslosengeld/der Arbeits- 
losenhilfe in Zukunft auch das vorgezogene Altersruhegeld 
wegen Arbeitslosigkeit zu erstatten hat, wenn der Versi- 
cherte ein vorzeitiges Altersruhegeld nur wegen der Ar- 
beitslosigkeit geltend machen kann. 
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— Arbeitslosengeld/ Arbeitslosenhilfe und vorgezogenes Al- 
tersruhegeld für insgesamt vier Jahre zu erstatten sind bei 
mindestens zehnjähriger Betriebszugehörigkeit, 

— Arbeitgeber mit in der Regel nicht mehr als fünf Arbeit- 
nehmern (ohne Auszubildende und Schwerbehinderte) von 
der Erstattungspflicht ausgenommen werden. Für Arbeit- 
geber mit nicht mehr als 60 Arbeitnehmern sollen die 
Erstattungsbeträge — gestaffelt nach der Zahl der be- 
schäftigten Arbeitnehmer — ermäßigt werden. 

Die Erstattungspflicht entfällt, wenn 

a) zur Wiederherstellung der Ertragsfähigkeit des Betriebes 
öffentliche Zuschüsse, Kredite oder Bürgschaften oder we- 
gen grundlegender Betriebsänderungen öffentliche Anpas- 
sungshilfen gewährt werden, 

b) der Arbeitgeber sich in nachhaltigen und erheblichen fi- 
nanziellen Schwierigkeiten befindet und die Zahl der Ar- 
beitnehmer in dem Betrieb, in dem der Arbeitnehmer be- 
schäftigt war, drastisch vermindert wird oder 

c) die Erstattung die Existenz des Betriebes gefährden 
würde. 

Mehrheitsbeschluß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Auswirkungen auf das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosen- 
hilfe nach Vollendung des 59. Lebensjahres und auf das vorge- 
zogene Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit: 

Entlastungen ( — ) in Mio. DM 


1984 1985 1986 1987 1988 


Arbeitslosengeld/ 

Arbeitslosenhilfe — 19 — 37 — 37 — 37 — 37 

Vorgezogenes Alters- 
ruhegeld wegen 
Arbeitslosigkeit (ohne 
KVdR, ohne Zinsen, 

undynamisiert) — — 75 —225 —300 —300 

Außerdem entstehen in der Rentenversicherung geringfügige 
Beitragsmehreinnahmen. 
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Unter Berücksichtigung der Inanspruchnahme von Vorruhe- 
standsleistungen und der Weiterbeschäftigung älterer Arbeit- 
nehmer ergeben sich per saldo Mehraufwendungen bei der 
Bundesanstalt für Arbeit und Lohnsteuermehreinnahmen: 



1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Bundesanstalt für 
Arbeit 

-1- 9 

-I- 45 

-H105 

-1-130 

-1-130 

Lohnsteuer 

- 10 

- 30 

- 50 

- 60 

- 60 
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Beschlußempfehiung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 10/893, 10/965 — in der aus der anliegenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 15. März 1984 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig Kolb Heyenn Cronenberg (Arnsberg) Hoss 

Vorsitzender Berichterstatter 


4 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1176 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Anpassung des Rechts der Arbeitsförderung und 
der gesetziichen Rentenversicherung an die Einführung von Vorruhestandsleistungen 
- Drucksachen 10/893, 10/965 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Rechts 
der Arbeitsförderung und der gesetzlichen Renten- 
versicherung an die Einführung von Vorruhe- 
standsleistungen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Arbeitsfördeningsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Artikel 17 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I 
S. 1532), wird wie folgt geändert: 


1. In § 49 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a wird „§ 128 
Abs. 3 6atz 1“ durch „§ 128 Abs. 4 Satz 1“ ersetzt. 

2. § 128 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Arbeitgeber, bei dem der Arbeits- 
lose innerhalb der letzten vier Jahre vor dem 
Tag der Arbeitslosigkeit, durch den nach 
§ 104 Abs. 2 die Rahmenfrist bestimmt wird, 
mehr als zwei Jahre in einer die Beitrags- 
pflicht begründenden Beschäftigung gestan- 
den hat, erstattet der Bundesanstalt viertel- 
jährlich das Arbeitslosengeld für die Zeit 
nach Vollendung des 59. Lebensjahres des 
Arbeitslosen; § 104 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 
Satz 3 sowie § 107 Satz 1 Nr. 2 gelten entspre- 
chend. Die Erstattungspflicht tritt nicht ein, 
wenn der Arbeitgeber nachweist, daß 


Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Rechts 
der Arbeitsförderung und der gesetzlichen Renten- 
versicherung an die Einführung von Vorruhe- 
standsleistungen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Arbeitsfördeningsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 


01. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 b Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 111 Abs. 2 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend.** 

b) Absatz 8 wird gestrichen. 

1. unverändert 


2. § 128 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Arbeitgeber, bei dem der Arbeits- 
lose innerhalb der letzten vier Jahre vor dem 
Tag der Arbeitslosigkeit, durch den nach 
§ 104 Abs. 2 die Rahmenfrist bestimmt wird, 
mehr als zwei Jahre in einer die Beitrags- 
pflicht begründenden Beschäftigung gestan- 
den hat, erstattet der Bundesanstalt viertel- 
jährlich das Arbeitslosengeld für die Zeit 
nach Vollendung des 59. Lebensjahres des 
Arbeitslosen; § 104 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 
Satz 3 sowie § 107 Satz 1 Nr. 2 gelten entspre- 
chend. Die Erstattungspflicht tritt nicht ein, 
wenn der Arbeitgeber nachweist, daß 
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Entwurf 

1. der Arbeitslose innerhalb der letzten 
zwölf Jahre vor dem Tag der Arbeitslosig- 
keit, durch den nach § 104 Abs. 2 die Rah- 
menfrist bestimmt wird, insgesamt weni- 
ger als zehn Jahre zu ihm in einem Ar- 
beitsverhältnis gestanden hat, 

2. er in der Regel nicht mehr als 20 Arbeit- 
nehmer ausschließlich der zu ihrer Be- 
rufsausbildung Beschäftigten und der an- 
erkannten Schwerbehinderten im Sinne 
des § 1 des Schwerbehindertengesetzes 
beschäftigt hat; § 10 Abs. 2 Satz 2 bis 4 des 
Lohnfortzahlungsgesetzes gilt entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß das letzte 
Kalenderjahr vor dem Tag der Arbeitslo- 
sigkeit maßgebend ist, durch den nach 
§104 Ahs. 2 die Rahmenfrist bestimmt 
wird, 

3. die Erstattung für ihn eine besondere 
Härte im Sinne des § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
der Bundeshaushaltsordnung bedeuten 
würde, 

4. er sich in nachhaltigen und erheblichen 
finanziellen Schwierigkeiten befindet und 
sich die Zahl der Arbeitnehmer in dem 
Betrieb, in dem der Arbeitslose zuletzt be- 
schäftigt war, um mehr als 15 vom Hun- 
dert innerhalb von zwei Jahren vermin- 
dert, 

5. er zur Wiederherstellung der Ertragsfä- 
higkeit des Betriebes, in dem der Arbeits- 
lose zuletzt beschäftigt war, öffentliche 
Zuschüsse, Kredite oder Bürgschaften er- 
hält, 

6. wegen grundlegender Betriebsänderun- 
gen öffentliche Anpassungshilfen ge- 
währt werden, 

7. der Arbeitslose das Arbeitsverhältnis 
durch Kündigung beendet und weder eine 
Abfindung noch eine Entschädigung oder 
ähnliche Leistung wegen der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses erhalten oder zu 
beanspruchen hat, 

8. er das Arbeitsverhältnis durch Kündi- 
gung wegen vertragswidrigen Verhaltens 
des Arbeitslosen beendet hat oder 

9. er bei Beendigung des Arbeitsverhältnis- 
ses berechtigt war, das Arbeitsverhältnis 
aus wichtigem Grunde ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zu kündigen. 

Satz 2 Nr. 4 und 5 gilt nur, wenn der Arbeits- 
lose mehr als zwei Jahre in dem Betrieb be- 
schäftigt war.“ 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge- 
fügt: 

„(3) Weist der Arbeitgeber nach, daß er 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
1. unverändert 


2. er in der Regel nicht mehr als fünf Arbeit- 
nehmer ausschließlich der zu ihrer Be- 
rufsausbildung Beschäftigten und der an- 
erkannten Schwerbehinderten im Sinne 
des § 1 des Schwerbehindertengesetzes 
beschäftigt hat; § 10 Abs. 2 Satz 2 bis 4 des 
Lohnfortzahlungsgesetzes gilt entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß das Kalen- 
derjahr maßgebend ist, das dem Kalen- 
derjahr vorausgeht, in dem die Voraus- 
setzungen des Satzes 1 für die Erstat- 
tungspflicht erfüllt sind, 

3. unverändert 


4. er sich in nachhaltigen und erheblichen 
finanziellen Schwierigkeiten befindet und 
sich die Zahl der Arbeitnehmer in dem 
Betrieb, in dem der Arbeitslose zuletzt be- 
schäftigt war, um mehr als 15 vom Hun- 
dert innerhalb von drei Jahren vermin- 
dert, 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


Satz 2 Nr. 4 und 5 gilt nur, wenn der Arbeits- 
lose mehr als zwei Jahre in dem Betrieb be- 
schäftigt war.“ 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge- 
fügt: 

„(3) Weist der Arbeitgeber nach, daß er 

1. nicht mehr als 20 Arbeitnehmer 
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Entwurf 

1, nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 

2. nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 

im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 beschäf- 
tigt hat, so mindert sich die Erstattungsforde- 
rung im Falle der Nummer 1 um zwei Drittel, 
im Falle der Nummer 2 um ein DritteV* 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

d) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Auf Antrag des Arbeitgebers entschei- 
det das Arbeitsamt im voraus, ob für die Be- 
endigung einer bestimmten Zahl von Arbeits- 
verhältnissen die Erstattungspflicht nach Ab- 
satz 1 Satz 2 Nr. 3 bis 6 nicht eintritt. Die Ent- 
scheidung wird für die geplante Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen innerhalb eines 
Zeitraums von höchstens zwölf Monaten, frü- 
hestens sechs Monate vor Beginn dieses Zeit- 
raumes getroffen.“ 


f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 


3. § 134 Abs. 4 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 128 gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß 

1. das Arbeitsverhältnis nicht vor Vollendung 
des 57. Lebensjahres des Arbeitslosen been- 
det worden ist und 

2. die Arbeitslosenhilfe längstens für 936 Tage 
zu erstatten ist; dabei sind die Tage abzuset- 
zen, für die Arbeitslosengeld zu erstatten 
ist.“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 

3. nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 

im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 beschäf- 
tigt hat, so mindert sich die Erstattungsforde- 
rung im Falle der Nummer 1 um drei Viertel, 
im Falle der Nummer 2 um die Hälfte und 
im Falle der Nummer 3 um ein Viertel/* 

c) unverändert 

ci) Der bisherige Absatz 4 wird aufgehoben. 

d) unverändert 


e) Folgender Absatz 6 wird eingefügt: 

„(6) Die Erstattungspflicht entfällt oder 
mindert sich, wenn der Arbeitgeber nach- 
weist, daß er die Voraussetzungen für den 
Nichteintritt der Erstattungspflicht nach Ab- 
satz 1 Satz 2 Nr. 2 oder für die Minderung 
der Erstattungspflicht nach Absatz 3 in dem 
Kalenderjahr erfüllt hat, das dem Kalender- 
jahr vorausgeht, für das der Wegfall oder die 
Minderung geltend gemacht wird.** 

f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7. 

g) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Ist ein Verwaltungsakt, durch den ein 
Erstattungsanspruch geltend gemacht wor- 
den ist, nach § 44 des Zehnten Buches Sozi- 
algesetzbuch zurückzunehmen, so hat dies 
mit Wirkung für die Vergangenheit zu ge- 
schehen.** 

2a. ln § 128 a Satz 2 und § 128 b Satz 2 werden je- 
weils die Worte „§ 128 Abs. 2** durch die Worte 
„§ 128 Abs. 2 und 8** ersetzt. 

3. § 134 Abs. 4 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 128 gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß 
1. unverändert 


2. die Arbeitslosenhilfe längstens für 1 248 Tage 
zu erstatten ist; dabei sind die Tage abzuset- 
zen, für die Arbeitslosengeld zu erstatten 
ist.“ 

3a. § 136 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 111 Abs. 2 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend.** 
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Entwurf 

4. Nach § 242 b wird folgender § 242 c eingefügt: 

„§242c 

(1) § 128 ist in der bis zum . . . (Tag vor dem 
Inkrafttreten) geltenden Fassung weiterhin an- 
zuwenden, wenn 

1. das Arbeitsverhältnis vor dem . . . (Tag des 
Inkrafttretens) beendet worden ist oder 

2. vor dem 12. Januar 1984 

a) das Arbeitsverhältnis gekündigt oder 
seine Beendigung vereinbart oder 

b) dem Arbeitnehmer eine Vereinbarung 
über die Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses ohne Vorbehalt angeboten 

worden ist und das Arbeitsverhältnis späte- 
stens am 31. Dezember 1985 endet. 

§ 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und Abs. 3 in der vom . . . 
(Tag des Inkrafttretens) an geltenden Fassung 
gilt jedoch auch in den Fällen des Satzes 1, so- 
weit Arbeitslosengeld für die Zeit nach dem . . . 
(Tag vor dem Inkrafttreten) gezahlt worden ist. 

(2) Absatz 1 gilt für die Arbeitslosenhilfe ent- 
sprechend.“ 

Artikel 2 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

Nach § 1395a wird folgender § 1395b eingefügt: 

.,§ 1395b 

(1) Der Arbeitgeber, dessen Verpflichtung zur Er- 
stattung von Leistungen durch Bescheid der Bun- 
desanstalt für Arbeit nach § 128 oder nach § 134 
Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des Arbeits- 
förderungsgesetzes in der nach dem . . . (Inkrafttre- 
ten des Gesetzes) geltenden Fassung festgestellt 
worden ist, erstattet dem Träger der Rentenversi- 
cherung der Arbeiter vierteljährlich die Aufwen- 
dungen für ein Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 2 bis 
zur Vollendung des 63. Lebensjahres des Versicher- 
ten, längstens jedoch für die Dauer von 36 Kalen- 
dermonaten, wenn der Versicherte bei Rentenbe- 
ginn ausschließlich die Voraussetzungen für dieses 
Altersruhegeld erfüllt. Erstattungspflichtig ist auch 
der Arbeitgeber, der gegenüber der Bundesanstalt 
für Arbeit nur deshalb nicht zur Erstattung ver- 
pflichtet ist, weil der Versicherte für die Zeit der 
Airbeitslosigkeit nach Vollendung des 59. Lebens- 
jahres weder Anspruch auf Arbeitslosengeld noch 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hatte, wenn der 
Versicherte bei dem Arbeitgeber nach Vollendung 
des 55. Lebensjahres mehr als zwei Jahre versiche- 
rungspflichtig beschäftigt oder nur deshalb nicht 
versicherungspflichtig beschäftigt war, weil er nach 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
4. unverändert 


Artikel 2 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

Nach § 1395 a wird folgender § 1395b eingefügt: 

„§ 1395 b 

(1) Der Arbeitgeber, dessen Verpflichtung zur Er- 
stattung von Leistungen nach § 128 oder nach § 134 
Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des Arbeits- 
förderungsgesetzes durch Bescheid der Bundesan- 
stalt für Arbeit festgestellt worden ist, erstattet dem 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter min- 
destens jährlich die Aufwendungen für ein Alters- 
ruhegeld nach § 1248 Abs. 2 längstens für die Dauer 
von 48 Kalendermonaten, es sei denn, der Versi- 
cherte erfüllt auch die Voraussetzungen für eine 
andere Versichertenrente oder eine Knappschafts- 
ausgleichsleistung. Erstattungspflichtig ist auch 
der Arbeitgeber, dessen Verpflichtung zur Erstat- 
tung gegenüber der Bundesanstalt für Arbeit des- 
halb nicht durch Bescheid festgestellt worden ist, 
weil der Versicherte für die Zeit der Arbeitslosig- 
keit nach Vollendung des 59. Lebensjahres weder 
Anspruch auf Arbeitslosengeld noch Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe hatte, wenn der Versicherte nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres mehr als zwei 
Jahre bei dem Arbeitgeber versicherungspflichtig 
beschäftigt war. Der Anspruch auf Erstattung nach 
dieser Vorschrift geht den Ansprüchen auf Erstat- 
tung nach anderen Vorschriften vor. Der Erstat- 
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Entwurf 

Artikel 2 § 1 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes versicherungsfrei oder auf Grund 
der in Artikel 2 § Ib des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes genannten Vorschrift 
oder nach Artikel 2 § Ic des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes von der Versiche- 
rungspflicht befreit worden ist Der Erstattungszeit- 
raum mindert sich um die Zeiträume einer Erstat- 
tung nach § 128 oder nach § 134 Abs. 4 Satz 4 in Ver- 
bindung mit § 128 des Arbeitsförderungsgesetzes, 
wobei die Erstattung für je 26 Tage eines Leistungs- 
bezuges bei der Bundesanstalt für Arbeit als ein 
Erstattungsmonat und ein angefangener Erstat- 
tungsmonat als voll erstattet gelten. 

(2) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 
tritt nicht ein, wenn der Arbeitgeber nachweist, 
daß 

1. der Versicherte innerhalb der letzten zwölf 
Jahre bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses 
insgesamt weniger als zehn Jahre zu ihm in 
einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, 

2. er in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer 
ausschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Be- 
schäftigten und der 'anerkannten Schwerbehin- 
derten im Sinne des § 1 des Schwerbehinderten- 
gesetzes beschäftigt hat; § 10 Abs. 2 Satz 2 bis 4 
des Lohnfortzahlungsgesetzes gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, daß das letzte Kalenderjahr 
vor Beginn des Rentenbezuges maßgebend ist, 

3. die Erfüllung für ihn eine besondere Härte im 
Sinne des § 59 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 der Bundes- 
haushaltsordnung bedeuten würde^ 

4. er sich in nachhaltigen und erheblichen finan- 
ziellen Schwierigkeiten befindet und sich die 
Zahl der Arbeitnehmer in dem Betrieby in dem 
der Versicherte zuletzt beschäftigt war^ um mehr 
als 15 vom Hundert innerhalb von zwei Jahren 
vermindert, 

5. er zur Wiederherstellung der Ertragsfähigkeit 
des Betriebes, in dem der Versicherte zuletzt be- 
schäftigt war, öffentliche Zuschüsse, Kredite 
oder Bürgschaften erhält, 

6. wegen grundlegender Betriebsänderungen öf- 
fentliche Anpassungshilfen gewährt werden, 

7. der Versicherte das Arbeitsverhältnis durch 
Kündigung beendet und weder eine Abfindung 
noch eine Entschädigung oder ähnliche Lei- 
stung wegen der Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses erhalten oder zu beanspruchen hat, 

8. er das Arbeitsverhältnis durch Kündigung we- 
gen vertragswidrigen Verhaltens des Versicher- 
ten beendet hat oder 

9. er bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses be- 
rechjigt war, das Arbeitsverhältnis aus wichti- 
gem Grunde ohne Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist zu kündigen^ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

tungszeitraum mindert sich um die Zeiträume einer 
Erstattung nach § 128 oder nach § 134 Abs. 4 Satz 4 
in Verbindung mit § 128 des Arbeitsförderungsge- 
setzes, wobei die Erstattung für je 26 Tage eines 
Leistungsbezuges bei der Bundesanstalt für Arbeit 
als ein Erstattungsmonat und ein angefangener Er- 
stattungsmonat als voll erstattet gelten. 


(2) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 
tritt nicht ein, wenn der Arbeitgeber nachweist, 
daß 

1. der Versicherte innerhalb der letzten zwölf 
Jahre vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
insgesamt weniger als zehn Jahre zu ihm in 
einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, 

2. er in der Regel nicht mehr als fünf Arbeitneh- 
mer ausschließlich der zu ihrer Berufsausbil- 
dung Beschäftigten und der anerkannten 
Schwerbehinderten im Sinne des § 1 des 
Schwerbehindertengesetzes beschäftigt hat; § 10 
Abs. 2 Satz 2 bis 4 des Lohnfortzahlungsgesetzes 
gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß das 
letzte Kalenderjahr vor Beginn des Rentenbezu- 
ges maßgebend ist, oder 

3. einer der in § 128 Abs, 1 Satz 2 Nr. 3 bis 9 in Ver- 
bindung mit § 128 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsför- 
derungsgesetzes genannten Tatbestände vor- 
liegt, die den Nichteintritt der Erstattungspflicht 
begründen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit ist verpflichtet, auf 
Verlangen des Rentenversicherungsträgers eine 
gutachtliche Stellungnahme darüber abzugeben, ob 
der Arbeitgeber die Voraussetzungen für den 
Nichteintritt der Erstattungspflicht nach Satz 1 
Nr. 3 nachgewiesen hat; §4 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Das Nähere 
zur Durchführung des Satzes 2 wird durch Verwal- 
tungsvereinbarung zwischen den Trägern der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter, der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte und der Bundesknapp- 
schaft sowie der Bundesanstalt für Arbeit geregelt. 

(3) Weist der Arbeitgeber nach, daß er 

1. nicht mehr als 20 Arbeitnehmer, 

2. nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 

3. nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 

im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 beschäftigt hat, 
so mindert sich die Erstattungsforderung im Falle 

der Nummer 1 um drei Viertel, im Falle der Num- 
mer 2 um die Hälfte und im Falle der Nummer 3 
um ein Viertel. 
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Satz 1 Nr. 4 und 5 gilt nur, wenn der Versicherte 
mehr als zwei Jahre in dem Betrieb beschäftigt 
war 

(3) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 entfällt 
oder mindert sich, wenn der Arbeitgeber nachweist, 
daß die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr 2 bis 5 
oder des Absatzes 5 nach Beginn der Erstattung ein- 
getreten sind 


(4) Soweit ein Altersruhegeld zu erstatten ist, 
schließt dies den Zuschuß zu den Aufwendungen 
für die Krankenversicherung nach § 1304 e ein. 

(5) Weist der Arbeitgeber nach, daß er 

1. nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 

2. nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 

im Sinne des Absatzes 2 Nr. 2 beschäftigt hat, so 
mindert sich die Erstattungsforderung im Falle der 
Nummer 1 um zwei Drittel, im Falle der Nummer 2 
um ein Drittel 

(6) Der Träger der Rentenversicherung der Arbei- 
ter ist verpflichtet, dem Arbeitgeber auf sein Ver- 
langen Auskunft über die Höhe des voraussichtlich 
zu erstattenden Betrages für einen Versicherten 
mitzuteilen, für den nach Absatz 1 eine Erstattung 
von Aufwendungen für ein Altersruhegeld nach 
§1248 Abs. 2 bei Beendigung des versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses in Betracht 
l^ommt. 

(7) Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes gelten als ein Arbeitgeber. Der Er- 
stattungsanspruch richtet sich gegen das Unterneh- 
men, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden hat. 

(8) Auf Antrag des Arbeitgebers entscheidet der 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter im vor- 
aus, ob für die Beendigung einer bestimmten Zahl 
von Arbeitsverhältnissen eine Erstattungspflicht 
nach Absatz 2 Nr. 3 bis 6 in Verbindung mit Absatz 1 
Satz 2 nicht eintritt Die Entscheidung wird für die 
geplante Beendigung von Arbeitsverhältnissen in- 
nerhalb eines Zeitraumes von höchstens zwölf Mo- 
naten, frühestens 18 Monate vor Beginn dieses Zeit- 
raumes getroffen.** 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(4) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 1 
entfällt, wenn der Arbeitgeber nachweist, daß die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 oder 
des § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 bis 6 in Verbindung mit 
§ 128 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsförderungsgesetzes 
im Zeitpunkt des Beginns der Erstattungspflicht 
vorliegen oder danach eintreten, wobei im Falle des 
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 das Kalenderjahr maßge- 
bend ist, das dem Kalenderjahr vorausgeht, für das 
der We^all der Erstattungspflicht geltend gemacht 
wird; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt. Die Erstattungs- 
pflicht nach Absatz 1 mindert sich nachträglich auf 
die in Absatz 3 genannten Anteile, wenn der Arbeit- 
geber nachweist, daß in dem Kalenderjahr, das dem 
Kalenderjahr vorausgeht, für das die Minderung 
der Erstattungspflicht geltend gemacht wird, die 
Zahl der Arbeitnehmer die in Absatz 3 genannten 
Grenzen nicht übersteigt. 

(5) Soweit ein Altersruhegeld zu erstatten ist, 
schließt dies den Zuschuß zu den Aufwendungen 
für die Krankenversicherung nach § 1304 e ein. 

siehe Absatz 3 


(6) Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes gelten als ein Arbeitgeber. Der Er- 
stattungsanspruch richtet sich gegen den Arbeitge- 
ber, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden hat. 

(7) Der Versicherte ist auf Verlangen des Renten- 
versicherungsträgers verpflichtet, Auskünfte zu er- 
teilen oder sich einer ärztlichen oder psychologi- 
schen Untersuchung zu unterziehen, soweit das 
Entstehen oder der Wegfall des Erstattungsan- 
spruchs von dieser Mitwirkung abhängt. Voraus- 
setzung für das Verlangen des Rentenversiche- 
rungsträgers ist, daß der Arbeitgeber Umstände in 
der Person des Versicherten darlegt, die für den 
Erstattungsanspruch von Bedeutung sind. § 65 und 
§65a des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gelten 
entsprechend. 
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Artikel 3 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch . . wird wie folgt geändert: 

Nach § 117 a wird folgender § 117 b eingefügt: 

„§117b 

(1) Der Arbeitgeber, dessen Verpflichtung zur Er- 
stattung von Leistungen durch Bescheid der Bun- 
desanstalt für Arbeit nach § 128 oder nach § 134 
Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des Arbeits- 
förderungsgesetzes in der nach dem . . . (Inkrafttre- 
ten des Gesetzes) geltenden Fassung festgestellt 
worden ist, erstattet der Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte vierteljährlich die Aufwendun- 
gen für ein Altersruhegeld nach § 25 Abs. 2 bis zur 
Vollendung des 63. Lebensjahres des Versicherten, 
längstens jedoch für die Dauer von 36 Kalendermo- 
naten, wenn der Versicherte bei Rentenbeginn aus- 
schließlich die Voraussetzungen für dieses Altersru- 
hegeld erfüllt Erstattungspflichtig ist auch der Ar- 
beitgeber, der gegenüber der Bundesanstalt für Ar- 
beit nur deshalb nicht zur Erstattung verpflichtet 
ist, weil der Versicherte für die Zeit der Arbeitslo- 
sigkeit nach Vollendung des 59. Lebensjahres we- 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld noch Anspruch 
auf Arbeitslosenhilfe hatte, wenn der Versicherte 
bei dem Arbeitgeber nach Vollendung des 55. Le- 
bensjahres mehr als zwei Jahre versicherungs- 
pflichtig beschäftigt oder nur deshalb nicht versi- 
cherungspflichtig beschäftigt war, weil er nach § 1 
Abs. 2 oder nach Artikel 2 § 1 Abs. 1 oder 2 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes versi- 
cherungsfrei oder auf Grund der in Artikel 2 § 1 
Abs. 4 Satz 1 des Angestelltenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes oder nach Artikel 2 § 1 Abs. 1 oder 
1 a des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes oder auf Grund der in Artikel 2 § 1 
Abs. Ib Satz 1 des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes genannten Vorschrif- 
ten von der Versicherungspflicht befreit worden ist. 
Der Erstattungszeitraum mindert sich um die Zeit- 
räume einer Erstattung nach § 128 oder nach § 134 
Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des Arbeits- 
förderungsgesetzes, wobei die Erstattung für je 26 
Tage eines Leistungsbezuges bei der Bundesanstalt 
für Arbeit als ein Erstattungsmonat und ein ange- 
fangener Erstattungsmonat als voll erstattet gel- 
ten. 

(2) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 
tritt nicht ein, wenn der Arbeitgeber nachweist, 
daß 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(8) Ist ein Verwaltungsakt, durch den ein Erstat- 
tungsanspruch nach dieser Vorschrift geltend ge- 
macht worden ist, nach §44 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch zurückzunehmen, so hat dies mit 
Wirkung für die Vergangenheit zu geschehen/* 

Artikel 3 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

Nach § 117 a wird folgender § 117 b eingefügt: 

„§117b 

(1) Der Arbeitgeber, dessen Verpflichtung zur Er- 
stattung von Leistungen nach § 128 oder nach § 134 
Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des Arbeits- 
förderungsgesetzes durch Bescheid der Bundesan- 
stalt für Arbeit festgestellt worden ist, erstattet der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte min- 
destens jährlich die Aufwendungen für ein Alters- 
ruhegeld nach § 25 Abs. 2 längstens für die Dauer 
von 48 Kalendermonaten, es sei denn, der Versi- 
cherte erfüllt auch die Voraussetzungen für eine 
andere Versichertenrente oder eine Knappschafts- 
ausgleichsleistung. Erstattungspflichtig ist auch 
der Arbeitgeber, dessen Verpflichtung zur Erstat- 
tung gegenüber der Bundesanstalt für Arbeit des- 
halb nicht durch Bescheid festgestellt ist, weil der 
Versicherte für die Zeit der Arbeitslosigkeit nach 
Vollendung des 59. Lebensjahres weder Anspruch 
auf Arbeitslosengeld noch Anspruch auf Arbeitslo- 
senhilfe hatte, wenn der Versicherte nach Vollen- 
dung des 55. Lebensjahres mehr als zwei Jahre bei 
dem Arbeitgeber versicherungspflichtig beschäftigt 
war. Der Anspruch auf Erstattung nach dieser Vor- 
schrift geht den Ansprüchen auf Erstattung nach 
anderen Vorschriften vor. Der Erstattungszeitraum 
mindert sich um die Zeiträume einer Erstattung 
nach § 128 oder nach § 134 Abs. 4 Satz 4 in Verbin- 
dung mit § 128 des Arbeitsförderungsgesetzes, wo- 
bei die Erstattung für je 26 Tage eines Leistungsbe- 
zuges bei der Bundesanstalt für Arbeit als ein Er- 
stattungsmonat und ein angefangener Erstattungs- 
monat als voll erstattet gelten. 


(2) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 
tritt nicht ein, wenn der Arbeitgeber nachweist, 
daß 
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1. der Versicherte innerhalb der letzten zwölf 
Jahre bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses 
insgesamt weniger als zehn Jahre zu ihm in 
einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, 

2. er in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer 
ausschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Be- 
schäftigten und der anerkannten Schwerbehin- 
derten im Sinne des § 1 des Schwerbehinderten- 
gesetzes beschäftigt hat; § 10 Abs. 2 Satz 2 bis 4 
des Lohnfortzahlungsgesetzes gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, daß das letzte Kalenderjahr 
vor Beginn des Rentenbezuges maßgebend ist, 

3. die Erßillung für ihn eine besondere Härte im 
Sinne des § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr 3 der Bundes- 
haushaltsordnung bedeuten würde, 

4. er sich in nachhaltigen und erheblichen finan- 
ziellen Schwierigkeiten befindet und sich die 
Zahl der 'Arbeitnehmer in dem Betrieb, in dem 
der Versicherte zuletzt beschäftigt war, um mehr 
als 15 vom Hundert innerhalb von zwei Jahren 
vermindert, 

5. er zur Wiederherstellung der Ertragsfähigkeit 
des Betriebes, in dem der Versicherte zuletzt be- 
schäftigt war, öffentliche Zuschüsse, Kredite 
oder Bürgschaften erhält, 

6. wegen grundlegender Betriebsänderungen öf- 
fentliche Anpassungshilfen gewährt werden, 

7. der Versicherte das Arbeitsverhältnis durch 
Kündigung beendet und weder eine Abfindung 
noch eine Entschädigung oder ähnliche Lei- 
stung wegen der Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses erhalten oder zu beanspruchen hat, 

8. er das Arbeitsverhältnis durch Kündigung we- 
gen vertragswidrigen Verhaltens des Versicher- 
ten beendet hat oder 

9. er bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses be- 
rechtigt war, das Arbeitsverhältnis aus wichti- 
gem Grunde ohne Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist zu kündigen 

Satz 1 Nr. 4 und 5 gilt nur, wenn der Versicherte 
mehr als zwei Jahre in dem Betrieb beschäftigt 
war 

(3) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 entfällt 
oder mindert sich, wenn der Arbeitgeber nachweist, 
daß die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr 2 bis 5 
oder des Absatzes 5 nach Beginn der Erstattung ein- 
getreten sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. der Versicherte innerhalb der letzten zwölf 
Jahre vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
insgesamt weniger als zehn Jahre zu ihm in 
einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, 

2. er in der Regel nicht mehr als fünf Arbeitneh- 
mer ausschließlich der zu ihrer Berufsausbil- 
dung Beschäftigten und der anerkannten 
Schwerbehinderten im Sinne des § 1 des 
Schwerbehindertengesetzes beschäftigt hat; § 10 
Abs. 2 Satz 2 bis 4 des Lohnfortzahlungsgesetzes 
gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß das 
letzte Kalenderjahr vor Beginn des Rentenbezu- 
ges maßgebend ist, oder 

3. einer der in § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 bis 9 in Ver- 
bindung mit § 128 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsför- 
derungsgesetzes genannten Tatbestände vor- 
liegt, die den Nichteintritt der Erstattungspflicht 
begründen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit ist verpflichtet, auf 
Verlangen der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte eine gutachtliche Stellungnahme darüber 
abzugeben, ob der Arbeitgeber die Voraussetzun- 
gen für den Nichteintritt der Erstattungspflicht 
nach Satz 1 Nr. 3 nachgewiesen hat; § 4 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Das 
Nähere zur Durchführung des Satzes 2 wird durch 
Verwaltungsvereinbarung zwischen den Trägern 
der Rentenversicherung der Arbeiter, der Bundes - 
Versicherungsanstalt für Angestellte und der Bun- 
desknappschaft sowie der Bundesanstalt für Arbeit 
geregelt. 

(3) Weist der Arbeitgeber nach, daß er 

1. nicht mehr als 20 Arbeitnehmer, 

2. nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 

3. nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 

im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 beschäftigt hat, 
so mindert sich die Erstattungsforderung im Falle 

der Nummer 1 um drei Viertel, im Falle der Num- 
mer 2 um die Hälfte und im Falle der Nummer 3 
um ein Viertel. 

(4) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 1 
entfällt, wenn der Arbeitgeber nachweist, daß die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 oder 
des § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 bis 6 in Verbindung mit 
§ 128 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsförderungsgesetzes 
im Zeitpunkt des Beginns der Erstattungspflicht 
vorliegen oder danach eintreten, wobei im Falle des 
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 das Kalenderjahr maßge- 
bend ist, das dem Kalenderjahr vorausgeht, für das 
der Wegfall der Erstattungspflicht geltend gemacht 
wird; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt. Die Erstattungs- 
pflicht nach Absatz 1 mindert sich nachträglich auf 
die in Absatz 3 genannten Anteile, wenn der Arbeit- 
geber nachweist, daß in dem Kalenderjahr, das dem 
Kalenderjahr vorausgeht, für das die Minderung 
der Erstattungspflicht geltend gemacht wird, die 
Zahl der Arbeitnehmer die in Absatz 3 genannten 
Grenzen nicht übersteigt. 
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{4) Soweit ein Altersruhegeld zu erstatten ist, 
schließt dies den Zuschuß zu den Aufwendungen 
für die Krankenversicherung nach § 83 e ein. 

(5) Weist der Arbeitgeber nach, daß er 

1. nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 

2. nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 

im Sinne des Absatzes 2 Nr. 2 beschäftigt hat, so 
mindert sich die Erstattungsforderung im Falle der 
Nummer 1 um zwei Drittely im Falle der Nummer 2 
um ein Drittel 

(6) Die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte ist verpflichte^ dem Arbeitgeber auf sein 
Verlangen Auskunft über die Höhe des voraussicht- 
lich zu erstattenden Betrages für einen Versicher- 
ten mitzuteileriy für den nach Absatz 1 eine Erstat- 
tung von Aufwendungen für ein Altersruhegeld 
nach § 25 Abs. 2 bei Beendigung des versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses in Betracht 
kommt. 

(7) Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes gelten als ein Arbeitgeber. Der Er- 
stattungsanspruch richtet sich gegen das Unterneh- 
men, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden hat. 

(8) Auf Antrag des Arbeitgebers entscheidet die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte im vor- 
aus, ob für die Beendigung einer bestimmten Zahl 
von Arbeitsverhältnissen eine Erstattungspflicht 
nach Absatz 2 Nr. 3 bis 6 in Verbindung mit Absatz 1 
Satz 2 nicht eintritt. Die Entscheidung wird für die 
geplante Beendigung von Arbeitsverhältnissen in- 
nerhalb eines Zeitraumes von höchstens zwölf Mo- 
naten, frühestens 18 Monate vor Beginn dieses Zeit- 
raumes getroffen.“ 


Artikel 4 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert; 

Nach § 140 a wird folgender § 140 b eingefügt: 

„§ 140 b 

(1) Der Arbeitgeber, dessen Verpflichtung zur Er- 
stattung von Leistungen durch Bescheid der Bun- 
desanstalt für Arbeit nach § 128 oder nach § 134 
Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des Arbeits- 
förderungsgesetzes in der nach dem . . . (Inkrafttre- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(5) Soweit ein Altersruhegeld zu erstatten ist, 
schließt dies den Zuschuß zu den Aufwendungen 
für die Krankenversicherung nach § 83 e ein. 

siehe Absatz 3 


(6) Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes gelten als ein Arbeitgeber. Der Er- 
stattungsanspruch richtet sich gegen den Arbeitge- 
ber, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden hat. 

(7) Der Versicherte ist auf Verlangen des Renten- 
versicherungsträgers verpflichtet, Auskünfte zu er- 
teilen oder sich einer ärztlichen oder psychologi- 
schen Untersuchung zu unterziehen, soweit das 
Entstehen oder der Wegfall des Erstattungsan- 
spruchs von dieser Mitwirkung abhängt. Voraus- 
setzung für das Verlangen des Rentenversiche- 
rungsträgers ist, daß der Arbeitgeber Umstände in 
der Person des Versicherten darlegt, die für den 
Erstattungsanspruch von Bedeutung sind. § 65 und 
§65a des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gelten 
entsprechend. 

(8) Ist ein Verwaltungsakt, durch den ein Erstat- 
tungsanspruch nach dieser Vorschrift geltend ge- 
macht worden ist, nach §44 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch zurückzunehmen, so hat dies mit 
Wirkung für die Vergangenheit zu geschehen.“ 

Artikel 4 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

Nach § 140 a wird folgender § 140 b eingefügt: 

„§ 140 b 

(1) Der Arbeitgeber, dessen Verpflichtung zur Er- 
stattung von Leistungen nach § 128 oder nach § 134 
Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des Arbeits- 
förderungsgesetzes durch Bescheid der Bundesan- 
stalt für Arbeit festgestellt worden ist, erstattet der 
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ten des Gesetzes) geltenden Fassung festgestellt 
worden ist, erstattet der Bundesknappschaft vier- 
teljährlich die Aufwendungen für ein Knapp- 
schaftsruhegeld nach § 48 Abs. 2 bis zur Vollendung 
des 63. Lebensjahres des Versicherteny längstens je- 
doch für die Dauer von 36 Kalendermonaten, wenn 
der Versicherte bei Rentenbeginn ausschließlich 
die Voraussetzungen für dieses Knappschaftsruhe- 
geld erfüllt. Erstattungspflichtig ist auch der Arbeit- 
geber, der gegenüber der Bundesanstalt für Arbeit 
nur deshalb nicht zur Erstattung verpflichtet ist, 
weil der Versicherte für die Zeit der Arbeitslosig- 
keit nach Vollendung des 59. Lebensjahres weder 
Anspruch auf Arbeitslosengeld noch Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe hatte, wenn der Versicherte bei 
dem Arbeitgeber nach Vollendung des 55. Lebens- 
jahres mehr als zwei Jahre versicherungspflichtig 
beschäftigt oder nur deshalb nicht versicherungs- 
pflichtig beschäftigt war, weil er nach Artikel 2 § 1 
Abs. 1 oder 2 des Angestelltenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes versicherungsfrei oder nach Arti- 
kel 2 § 1 Abs. 1 oder 1 a oder auf Grund der in Arti- 
kel 2 § 1 Abs. 1 b Satz 1 des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes oder auf Grund 
der in Artikel 2 § 1 Abs. 4 Satz 1 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgese tzes genannten 
Vorschriften von der Versicherungspflicht befreit 
worden ist. Der Erstattungszeitraum mindert sich 
um die Zeiträume einer Erstattung nach § 128 oder 
nach § 134 Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des 
Arbeitsförderungsgesetzes, wobei die Erstattung 
für je 26 Tage eines Leistungsbezuges bei der Bun- 
desanstalt für Arbeit als ein Erstattungsmonat und 
ein angefangener Erstattungsmonat als voll erstat- 
tet gelten. 

(2) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 
tritt nicht ein, wenn der Arbeitgeber nachweist, 
daß 

1. der Versicherte innerhalb der letzten zwölf 
Jahre bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses 
insgesamt weniger als zehn Jahre zu ihm in 
einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, 

2. er in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer 
ausschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Be- 
schäftigten und der anerkannten Schwerbehin- 
derten im Sinne des § 1 des Schwerbehinderten- 
gesetzes beschäftigt hat; § 10 Abs. 2 Satz 2 bis 4 
des Lohnfortzahlungsgesetzes gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, daß das letzte Kalenderjahr 
vor Beginn des Rentenbezuges maßgebend ist, 

3. die Erfüllung für ihn eine besondere Härte im 
Sinne des § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der Bundes- 
haushaltsordnung bedeuten würdey 

4. er sich in nachhaltigen und erheblichen finan- 
ziellen Schwierigkeiten befindet und sich die 
Zahl der Arbeitnehmer in dem Betrieby in dem 
der Versicherte zuletzt beschäftigt war, um mehr 
als 15 vom Hundert innerhalb von zwei Jahren 
vermindert. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Bundesknappschaft mindestens jährlich die Auf- 
wendungen für ein Knappschaftsruhegeld nach § 48 
Abs. 2 längstens für die Dauer von 48 Kalendermo- 
naten, es sei denn, der Versicherte erfüllt die Vor- 
aussetzungen für eine andere Versichertenrente 
oder eine Knappschaftsausgleichsleistung. Erstat- 
tungspflichtig ist auch der Arbeitgeber, dessen Ver- 
pflichtung zur Erstattung gegenüber der Bundesan- 
stalt für Arbeit deshalb nicht durch Bescheid fest- 
gestellt worden ist, weil der Versicherte für die Zeit 
der Arbeitslosigkeit nach Vollendung des 59. Le- 
bensjahres weder Anspruch auf Arbeitslosengeld 
noch Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hatte, wenn 
der Versicherte nach Vollendung des 55. Lebensjah- 
res mehr als zwei Jahre bei dem Arbeitgeber versi- 
cherungspflichtig beschäftigt war. Der Anspruch 
auf Erstattung nach dieser Vorschrift geht den An- 
sprüchen auf Erstattung nach anderen Vorschriften 
vor. Der Erstattungszeitraum mindert sich um die 
Zeiträume einer Erstattung nach § 128 oder nach 
§ 134 Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 128 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes, wobei die Erstattung für 
je 26 Tage eines Leistungsbezuges bei der Bundes- 
anstalt für Arbeit als ein Erstattungsmonat und ein 
angefangener Erstattungsmonat als voll erstattet 
gelten. 


(2) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 
tritt nicht ein, wenn der Arbeitgeber nachweist, 
daß 

1. der Versicherte innerhalb der letzten zwölf 
Jahre vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
insgesamt weniger als zehn Jahre zu ihm in 
einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, 

2. er in der Regel nicht mehr als fünf Arbeitneh- 
mer ausschließlich der zu ihrer Berufsausbil- 
dung Beschäftigten und der anerkannten 
Schwerbehinderten im Sinne des § 1 des 
Schwerbehindertengesetzes beschäftigt hat; § 10 
Abs. 2 Satz 2 bis 4 des Lohnfortzahlungsgesetzes 
gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß das 
letzte Kalenderjahr vor Beginn des Rentenbezu- 
ges maßgebend ist, oder 

3. einer der in § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 bis 9 in Ver- 
bindung mit § 128 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsför- 
derungsgesetzes genannten Tatbestände vor- 
liegt, die den Nichteintritt der Erstattungspflicht 
begründen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit ist verpflichtet, auf 
Verlangen der Bundesknappschaft eine gutachtli- 
che Stellungnahme darüber abzugeben, ob der Ar- 
beitgeber die Voraussetzungen für den Nichteintritt 
der Erstattungspflicht nach Satz 1 Nr. 3 nachgewie- 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

5. er zur Wiederherstellung der Ertragsfähigkeit sen hat; § 4 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 


des Betriebes, in dem der Versicherte zuletzt be- 
schäftigt war, öffentliche Zuschüsse, Kredite 
oder Bürgschaften erhält, 

6. wegen grundlegender Betriebsänderungen öf- 
fentliche Anpassungshilfen gewährt werden, 

7. der Versicherte das Arbeitsverhältnis durch 
Kündigung beendet und weder eine Abfindung 
noch eine Entschädigung oder ähnliche Lei- 
stung wegen der Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses erhalten oder zü beanspruchen hat, 

8. er das Arbeitsverhältnis durch Kündigung we- 
gen vertragswidrigen Verhaltens des Versicher- 
ten beendet hat oder 

9. er bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses be- 
rechtigt war, das Arbeitsverhältnis aus wichti- 
gem Grunde ohne Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist zu kündigen. 

Satz 1 Nr. 4 und 5 gilt nur, wenn der Versicherte 
mehr als zwei Jahre in dem Betrieb beschäftigt 
war. 

(3) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 entfällt 
oder vermindert sich, wenn der Arbeitgeber nach- 
weist, daß die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 
bis 5 oder des Absatzes 5 nach Beginn der Erstat- 
tung eingetreten sind. 


(4) Soweit ein Knappschaftsruhegeld zu erstatten 
ist, schließt dies den Zuschuß zu den Aufwendun- 
gen für die Krankenversicherung nach § 96 c ein. 

(5) Weist der Arbeitgeber nach, daß er 

1. nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 

2. nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 


gilt entsprechend. Das Nähere zur Durchführung 
des Satzes 2 wird durch Verwaltungsvereinbarung 
zwischen den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter, der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte und der Bundesknappschaft sowie der 
Bundesanstalt für Arbeit geregelt. 


(3) Weist der Arbeitgeber nach, daß er 

1, nicht mehr als 20 Arbeitnehmer, 

2, nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 

3, nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 

im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 beschäftigt hat, 
so mindert sich die Erstattungsforderung im Falle 

der Nummer 1 um drei Viertel, im Falle der Num- 
mer 2 um die Hälfte und im Falle der Nummer 3 
um ein Viertel. 

(4) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 1 
entfällt, wenn der Arbeitgeber nachweist, daß die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 oder 
des § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 bis 6 in Verbindung mit 
§ 128 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsförderungsgesetzes 
im Zeitpunkt des Beginns der Erstattungspflicht 
vorliegen oder danach eintreten, wobei im Falle des 
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 das Kalenderjahr maßge- 
bend ist, das dem Kalenderjahr vorausgeht, für das 
der Wegfall der Erstattungspflicht geltend gemacht 
wird; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt. Die Erstattungs- 
pflicht nach Absatz 1 mindert sich nachträglich auf 
die in Absatz 3 genannten Anteile, wenn der Arbeit- 
geber nachweist, daß für das Kalendeijahr, das 
dem Kalenderjahr vorausgeht, für das die Minde- 
rung der Erstattungspflicht geltend gemacht wird, 
die Zahl der Arbeitnehmer die in Absatz 3 genann- 
ten Grenzen nicht übersteigt. 

(5) Soweit ein Knappschaftsruhegeld zu erstatten 
ist, schließt dies den Zuschuß zu den Aufwendun- 
gen für die Krankenversicherung nach § 96 c ein. 

siehe Absatz 3 


15 



Drucksache 10/1176 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Entwurf 

im Sinne des Absatzes 2 Nr. 2 beschäftigt hat, so 
mindert sich die Erstattungsforderung im Falle der 
Nummer 1 um zwei Drittel, im Falle der Nummer 2 
um ein Drittel 

(6) Die Bundesknappschaft ist verpflichtet, dem 
Arbeitgeber auf sein Verlangen Auskunft über die 
Höhe des voraussichtlich zu erstattenden Betrages 
für einen Versicherten mitzuteilen, für den nach 
Absatz 1 eine Erstattung von Aufwendungen für ein 
Knappschaftsruhegeld nach § 48 Abs. 2 bei Beendi- 
gung des versicherungspflichtigen Beschäftigungs- 
verhältnisses in Betracht kommt 

(7) Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes gelten als ein Arbeitgeber. Der Er- 
stattungsanspruch richtet sich gegen das Unterneh- 
men, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden hat. 

(8) Auf Antrag des Arbeitgebers entscheidet die 
Bundesknappschaft im voraus, ob für die Beendi- 
gung einer bestimmten Zahl von Arbeitsverhältnis- 
sen eine Erstattungspflicht nach Absatz 2 Nr. 3 bis 6 
in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 nicht eintritt. Die 
Entscheidung wird für die geplante Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen innerhalb eines Zeit- 
raums von höchstens zwölf Monaten, frühestens 18 
Monate vor Beginn dieses Zeitraums getroffen.'* 


Artikel 5 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

,,§7a 

§ 1395 b der Reichsversicherungsordnung findet 
keine Anwendung, wenn 

1. der Beginn des Altersruhegeldes nach § 1248 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung erstma- 
lig nach dem . . . (Tag vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes) liegt oder 

2. vor dem 12. Januar 1984 

a) das Arbeitsverhältnis gekündigt oder seine 
Beendigung vereinbart oder 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(6) Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes gelten als ein Arbeitgeber. Der Er- 
stattungsanspruch richtet sich gegen den Arbeitge- 
ber, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden hat. 

(7) Der Versicherte ist auf Verlangen des Renten- 
versicherungsträgers verpflichtet, Auskünfte zu er- 
teilen oder sich einer ärztlichen oder psychologi- 
schen Untersuchung zu unterziehen, soweit das 
Entstehen oder der Wegfall des Erstattungsan- 
spruchs von dieser Mitwirkung abhängt. Voraus- 
setzung für das Verlangen des Rentenversiche- 
rungsträgers ist, daß der Arbeitgeber Umstände in 
der Person des Versicherten darlegt, die für den 
Erstattungsanspruch von Bedeutung sind. § 65 und 
§65a des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gelten 
entsprechend. 

(8) Ist ein Verwaltungsakt, durch den ein Erstat- 
tungsanspruch nach dieser Vorschrift geltend ge- 
macht worden ist, nach §44 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch zurückzunehmen, so hat dies mit 
Wirkung für die Vergangenheit zu geschehen.** 


Artikel 5 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

»§ 7 a 

§ 1395 b der Reichsversicherungsordnung findet 
keine Anwendung, wenn 

1. das Arbeitsverhältnis vor dem . . . (Tag des In- 
krafttretens) beendet worden ist oder 


2. unverändert 


16 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1176 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) dem Versicherten eine Vereinbarung über 
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
ohne Vorbehalt angeboten 

worden ist und das Arbeitsverhältnis spätestens 
am 31. Dezember 1985 endet.** 


Artikel 6 Artikel 6 

Änderung des Angestelltenversicherungs- Änderung des Angestelltenversicherungs- 

Neuregelungsgesetzes Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, lungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten berei- Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird wie nigten Fassung, zuletzt geändert durch . . wird wie 
folgt geändert: folgt geändert: 


Nach § 7a wird folgender § 7b eingefügt: 

.§7b 

§117b des Angestelltenversicherungsgesetzes 
findet keine Anwendung, wenn 

1, der Beginn des Altersruhegeldes nach § 25 Abs. 2 
des Angestelltenversicherungsgesetzes erstmalig 
nach dem . . . (Tag vor Inkrafttreten des Geset- 
zes) liegt oder 

2. vor dem 12. Januar 1984 

a) das Arbeitsverhältnis gekündigt oder seine 
Beendigung vereinbart oder 

b) dem Versicherten eine Vereinbarung über 
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
ohne Vorbehalt angeboten 

worden ist und das Arbeitsverhältnis spätestens 
am 31. Dezember 1985 endet.** 


Artikel 7 

Änderung des Knappschaf tsrentenversicherungs - 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnumme.r 822-8, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 

„§4a 

§ 140 b des Reichsknappschaftsgesetzes findet 
keine Anwendung, wenn 

1. der Beginn des Knappschaftsruhegeldes nach 
§ 48 Abs. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes erst- 
malig nach dem . . . (Tag vor Inkrafttreten des 
Gesetzes) liegt oder 

2. vor dem 12. Januar 1984 

a) das Arbeitsverhältnis gekündigt oder seine 
Beendigung vereinbart oder 


Nach § 7b wird folgender § 7 c eingefügt: 

„§7c 

§117b des Angestelltenversicherungsgesetzes 
findet keine Anwendung, wenn 

1. das Arbeitsverhältnis vor dem ... (Tag des In- 
krafttretens) beendet worden ist oder 


2. unverändert 


Artikel 7 

Änderung des Knappschaf tsrentenversicherungs - 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 822-8, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 

„§4a 

§ 140 b des Reichsknappschaftsgesetzes findet 
keine Anwendung, wenn 

1. das Arbeitsverhältnis vor dem . . . (Tag des In- 
krafttretens) beendet worden ist oder 


2. unverändert 
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b) dem Versicherten eine Vereinbarung über 
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
ohne Vorbehalt angeboten 

worden ist und das Arbeitsverhältnis spätestens 
am 31. Dezember 1985 endet“ 


Artikel 8 Artikel 8 

Änderung des Hüttenknappschaftlichen unverändert 

Zusatzversicherungs-Gesetzes 

Das Gesetz zur Neuregelung der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 
vom 22. September 1971 (BGBl. I S. 2104), zuletzt ge- 
ändert durch . . wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) § 1395b, §1401 Abs. 1 bis 3 und die 
§§ 1401a, 1416, 1418 bis 1420, 1422 bis 1431 der 
Reichsversicherungsordnung gelten entspre- 
chend.“ 

2. In § 19 Abs. 3 wird die Angabe „Artikel 2 §§ 26 
und 27“ durch die Angabe „Artikel 2 §§ 7 a, 26 und 
27“ ersetzt 


Artikel 9 Artikel 9 

Berlin- Klausel unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 10 
unverändert 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Ver- 
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Artikel 10 

Inkrafttreten 
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Bericht der Abgeordneten Kolb, Heyenn, Cronenberg (Arnsberg) und Hoss 


A. Allgemeines 

1 . 

Der Deutsche Bundestag hat den von den Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP eingebrachten Gesetz- 
entwurf — Drucksache 10/893 — in seiner 50. Sit- 
zung am 26. Januar 1984 und den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung — Drucksache 10/965 — in seiner 
56. Sitzung am 23. Februar 1984 an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung federführend und zur 
Mitberatung an die Ausschüsse für Wirtschaft und 
Jugend, Familie und Gesundheit sowie mitberatend 
und gemäß § 96 GO an den Haushaltsausschuß 
überwiesen. 

Der federführende Ausschuß hat den Gesetzent- 
wurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zur 
Beratungsgrundlage bestimmt und sich in insge- 
samt vier Sitzungen mit der Vorlage befaßt, und 
zwar abschließend in seiner 23. Sitzung am 15. März 
1984. Eine öffentliche Informationssitzung hat ani 
22. Februar 1984 stattgefunden, in der inbesondere 
Vertreter der Sozialpartner, der Versicherungsträ- 
ger und der Bundesanstalt für Arbeit gehört wur- 
den. Auf das Stenographische Ausschußprotokoll 
Nr. 20 und die als Ausschußdrucksachen verteilten 
schriftlichen Stellungnahmen wird Bezug genom- 
men; die schriftlichen und mündlichen Beiträge der 
Teilnehmer an der Informationssitzung wurden in 
die Ausschußberatungen einbezogen. 

In ihren mitberatenden Stellungnahmen haben der 
Ausschuß für Wirtschaft und der Haushaltsaus- 
schuß am 22. Februar 1984 jeweils mit Mehrheit die 
Annahme der inhaltsgleichen Gesetzentwürfe emp- 
fohlen. Der Haushaltsausschuß wird den Bericht 
gemäß § 96 GO gesondert vorlegen. Der Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit hat am 9. März 
1984 mitgeteilt, daß nach einer zwischen den Frak- 
tionsobleuten getroffenen Absprache auf die Mitbe- 
ratung der beiden Vorlagen verzichtet werde. 

In der Einzel- und der Schlußabstimmung des fe- 
derführenden Ausschusses wurde die Annahme der 
Gesetzentwürfe — Drucksachen 10/893, 10/965 — in 
der geänderten Fassung mit den Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ge- 
gen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN empfohlen. 

II. 

Nach dem Gesetzentwurf wird der Arbeitgeber, der 
sich von einem bei ihm langjährig beschäftigten 
älteren Arbeitnehmer trennt, verpflichtet, künftig 
außer dem Arbeitslosengeld und der Arbeitslosen- 
hilfe auch das vorgezogene Altersruhegeld wegen 
Arbeitslosigkeit zu erstatten. Damit wird — in Fort- 
führung des geltenden Rechts — das Risiko der 


Arbeitslosigkeit der bei einem Arbeitgeber langjäh- 
rig beschäftigten älteren Arbeitnehmer im Grund- 
satz voll dem Arbeitgeber übertragen. Die Erweite- 
rung der Erstattungspflicht soll nach Auffassung 
der Mehrheit des Ausschusses die gesetzlichen Re- 
gelungen über das vorgezogene Altersruhegeld we- 
gen Arbeitslosigkeit auf ihren ursprünglichen sozia- 
len Zweck — den älteren Arbeitnehmer bei langfri- 
stiger Arbeitslosigkeit zu schützen — zurückführen: 
Sie soll verhindern, daß Unternehmen — vor allem 
Großunternehmen — die Regelungen über das vor- 
gezogene Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit 
dazu nutzen, ihre Personalprobleme auf Kosten der 
übrigen Beitragszahler zu lösen und sich damit Vor- 
teile gegenüber den Unternehmen zu verschaffen, 
denen die Finanzmittel fehlen, ihre langjährig be- 
schäftigten älteren Arbeitnehmer durch Zahlung 
von Abfindungen zum vorzeitigen Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben zu veranlassen. Diese Praxis 
führt nach Auffassung der Mehrheit des Ausschus- 
ses zu einer — die Solidarität der Versicherten ge- 
fährdenden — Ungleichbehandlung. Ein Teil der 
Arbeitnehmer scheidet gegen Zahlung einer Abfin- 
dung vorzeitig aus dem Arbeitsverhältnis aus und 
hat die Möglichkeit, mit Vollendung des 60. Lebens- 
jahres vorgezogenes Altersruhegeld wegen Arbeits- 
losigkeit zu beziehen. Der andere Teil kann erst mit 
Vollendung des 63. Lebensjahres aus dem Arbeitsle- 
ben ausscheiden, weil der Arbeitgeber keine Abfin- 
dungen zahlen kann, und finanziert zudem bis zur 
Vollendung des 63. Lebensjahres das vorgezogene 
Altersruhegeld der anderen Versicherten mit. 

Der Ausschuß hat mit Mehrheit beschlossen, die im 
Gesetzentwurf vorgesehene zeitliche Begrenzung 
für die Erstattung des Arbeitslosengeldes, der Ar- 
beitslosenhilfe und des vorgezogenen Altersruhe- 
geldes wegen Arbeitslosigkeit von insgesamt drei 
Jahren auf vier Jahre zu erweitern. Die Änderung 
soll sicherstellen, daß Arbeitslosengeld und Arbeits- 
losenhilfe für die Zeit nach Vollendung des 59. Le- 
bensjahres und das vorgezogene Altersruhegeld 
wegen Arbeitslosigkeit im Regelfall bis zur Vollen- 
dung des 63. Lebensjahres — der allgemeinen Al- 
tersgrenze für das flexible Altersruhegeld — zu er- 
statten sind. Damit entsprechen die wirtschaftli- 
chen Belastungen des Arbeitgebers in etwa den Be- 
lastungen, die bei Zahlung eines Vorruhestandsgel- 
des entstehen. Insoweit ist die Erweiterung der Er- 
stattungspflicht zugleich eine notwendige Ergän- 
zung der vom Ausschuß mit Mehrheit beschlosse- 
nen Vorruhestandsregelung (vgl. Beschlußempfeh- 
lung und Bericht des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung zu dem von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Erleich- 
terung des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ru- 
hestand — Drucksache 10/1175). Sie gewährleistet, 
daß die Entscheidung des Arbeitgebers für die Zah- 
lung des Vorruhestandsgeldes auch wirtschaftlich 
vernünftig ist. 
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Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU/CSU 
und FDP ist die im Gesetzentwurf vorgesehene 
„Kleinbetriebs-Regelung” mehrheitlich durch eine 
stärker differenzierende Regelung ersetzt worden; 
die Freistellung von der Erstattungspflicht ist auf 
Betriebe mit nicht mehr als fünf Arbeitnehmern 
beschränkt worden. Betriebe mit mehr als fünf, 
aber nicht mehr als 20 Arbeitnehmern sollen ein 
Viertel, Betriebe mit mehr als 20, aber nicht mehr 
als 40 Arbeitnehmern die Hälfte, Betriebe mit mehr 
als 40, aber nicht mehr als 60 Arbeitnehmern drei 
Viertel des vollen Erstattungsbetrages zahlen. 

Die Regelung über die Erstattung des vorgezogenen 
Altersruhegeldes wegen Arbeitslosigkeit hat der 
Ausschuß mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU/CSU und FDP neu gefaßt. Dabei hat er Anre- 
gungen berücksichtigt, die insbesondere die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung im Zusam- 
menhang mit der Anhörung gegeben haben. 

Die Mitglieder der SPD- Fraktion begründen die Ab- 
lehnung des Gesetzentwurfs damit, daß nach ihrer 
Auffassung die heutige Altersrente mit dem 60. Le- 
bensjahr an Arbeitslose eine wichtige Arbeits- 
marktentlastung bewirkt, auf die auch nach Einfüh- 
rung eines Vorruhestandsgeldgesetzes nicht ver- 
zichtet werden kann. Dies gilt um so mehr, als nach 
ihrer Auffassung das Vorruhestandskonzept der 
Bundesregierung völlig unzureichend ist, so daß 
nicht damit gerechnet werden könne, daß auf dieser 
Basis Tarifverträge zur Verkürzung der Lebensar- 
beitszeit geschlossen werden. Solange es kein aus- 
reichendes und attraktives Vorruhestandsgeldge- 
setz gebe, sei es arbeitsmarktpolitisch unvertretbar, 
die heutige sogenannte „59er-Regelung“ derart ein- 
zuschränken, wie es die Bundesregierung beabsich- 
tigt. Als Folge sei zu befürchten, daß in Zukunft ver- 
stärkt jüngere Arbeitnehmer entlassen werden, die 
dann den Arbeitsmarkt dauerhaft belasteten. Dar- 
über hinaus meinen die Mitglieder der SPD-Frak- 
tion, daß ein attraktives Vorruhestandsgeldgesetz 
durchaus neben der vorhandenen „59er-Regelung” 
bestehen könne, wenn zwei Voraussetzungen erfüllt 
sind, nämlich eine strenge und wirksam kontrol- 
lierte Wiederbesetzungspflicht und eine Beschrän- 
kung der Zuschüsse auf tarif vertraglich vereinbarte 
Vorruhestandsleistungen. Unter diesen Vorausset- 
zungen kann sichergestellt werden, daß die Inan- 
spruchnahme des Vorruhestandsgeldgesetzes für 
den einzelnen Arbeitgeber immer kostengünstiger 
ist als als die heutige „59er-Regelung“. 

Im übrigen sehen sich die Mitglieder der SPD- Frak- 
tion durch den Gesetzentwurf in ihrer Befürchtung 
bestätigt, daß die Bundesregierung unzulässigen 
Druck auf diejenigen Gewerkschaften ausübt, die 
sich in den laufenden Tarifverhandlungen für eine 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit einsetzen. Sie 
äußerten die Vermutung, daß die Bundesregierung 
die Möglichkeit von Sozialplänen herkömmlicher 
Art auch deshalb weitgehend beseitigen will, um die 
Gewerkschaften zu zwingen, die so entstandene Ge- 
setzeslücke durch Tarifverträge über Vorruhe- 
standsleistungen aufzufüllen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt den Gesetzent- 
wurf aus den gleichen Gründen ab wie den Gesetz- 


entwurf der Bundesregierung zur Erleichterung des 
Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand 
(siehe Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung — Druck- 
sache 10/1175). 

Aus der Sicht der Fraktion DIE GRÜNEN wurde 
die 59er-Regelung in den letzten Jahren vornehm- 
lich von Großunternehmen in Umkehr der ur- 
sprünglichen Absicht des Gesetzgebers dazu ge- 
nutzt, Zehntausende von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern unter fragwürdiger Zuhilfenahme 
öffentlicher Mittel vorzeitig, in den Ruhestand zu 
entlassen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN könnte einer Korrektur 
der 59er-Regelung erst zustimmen, wenn über eine 
materiell besser ausgestattete Vorruhestandsrege- 
lung gewährleistet wäre, daß die derzeitigen Ar- 
beitsmarktprobleme nicht auf Kosten älterer Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer angegangen 
werden. Das ist aus der Sicht der Fraktion DIE 
GRÜNEN bei der von der Bundesregierung und den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP betriebenen Ge- 
setzeslage nicht sichergestellt. 


B. Besonderer Teil 

Soweit die Einzelvorschriften des Gesetzentwurfs 
unverändert übernommen wurden, wird auf dessen 
Begründung verwiesen. 

Zur Begründung der vom Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung vorgeschlagenen Änderungen und 
Ergänzungen von Einzelbestimmungen des Gesetz- 
entwurfs ist folgendes zu bemerken: 


Zu Artikel 1 — Arbeitsförderungsgesetz 

Zu Nummer 01 — § 44 AFG 

Zu Buchstabe a — § 44 Abs. 2 AFG 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung 
wegen der Änderung des §111 Abs. 2 durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 vom 22. Dezember 1983 
(BGBl. I S. 1532). Die Verweisung auf § 113 AFG ist 
wegen der Generalklausel des § 44 Abs. 7 AFG ent- 
behrlich (vgl. hierzu die entsprechende Regelung 
des § 136 Abs. 3 Satz 2 AFG). 


Zu Buchstabe b — § 44 Abs. 8 AFG 

Es handelt sich um die Aufhebung einer Über- 
gangsvorschrift, die infolge Zeitablaufs keine Be- 
deutung mehr hat. 


Zu Nummer 2 — § 128 AFG 
Zu Buchstabe a — § 128 Abs. 1 AFG 

Mit der Änderung des § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 erster 
Halbsatz AFG wird die Regelung des Entwurfs, 
nach der Kleinbetriebe mit in der Regel nicht mehr 
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als 20 Arbeitnehmern von der Erstattungspflicht 
ausgenommen werden sollten, auf Betriebe mit in 
der Regel nicht mehr als fünf Arbeitnehmern be- 
schränkt. Betriebe mit in der Regel mehr als fünf, 
aber nicht mehr als 20 Arbeitnehmern werden aus 
Gründen der Gleichbehandlung in die — gestaffelte 
— Erstattungsregelung des § 128 Abs. 3 AEG einbe- 
zogen (vgl. die Begründung zur Änderung des Arti- 
kels 1 Nr. 2 Buchstabe b). 

Mit der Änderung des § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 zwei- 
ter Halbsatz AEG wird die Regelung des Arbeitsför- 
derungsgesetzes an die im Entwurf vorgesehenen 
Regelungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
angepaßt (vgl. Artikel 2 bis 4 des Entwurfs — 
§ 1395b Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 RVO, § 117b Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 AVG, § 140 b Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 RKG). Eür die 
Beurteilung, ob ein Arbeitgeber die Voraussetzun- 
gen der „Kleinbetriebsregelung“ des § 128 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 AEG erfüllt, sollen die Verhältnisse in 
dem Kalenderjahr maßgebend sein, das dem Kalen- 
derjahr vorausgeht, in dem die Voraussetzungen 
für die Erstattungspflicht nach § 128 Abs. 1 Satz 1 
AEG eingetreten sind. 

Die Änderung des § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 AEG soll 
Härten für die Arbeitgeber vermeiden, die sich in 
nachhaltigen und erheblichen finanziellen Schwie- 
rigkeiten befinden und ihren Personalbestand er- 
heblich herabsetzen. Die Erstattungspflicht soll be- 
reits dann nicht eintreten, wenn' ein Arbeitgeber, 
der sich in nachhaltigen und erheblichen finanziel- 
len Schwierigkeiten befindet, die Zahl der Arbeit- 
nehmer innerhalb von drei Jahren — statt inner- 
halb von zwei Jahren — um mehr als 15 v. H. ver- 
mindert. 


Zu Buchstabe b — § 128 Abs. 3 AEG 

Aus Gründen der Gleichbehandlung sollen auch 
Kleinbetriebe mit mehr als fünf, aber nicht mehr 
als 20 Arbeitnehmern in die Erstattungspflicht ein- 
bezogen werden. Wegen ihrer beschränkteren Mög- 
lichkeiten, Rücklagen für die Erstattung zu bilden, 
sollen diese Betriebe jedoch nur ein Viertel des 
vollen Erstattungsbetrages zahlen. Dementspre- 
chend sollen Betriebe mit nicht mehr als 40 Arbeit- 
nehmern die Hälfte und Betriebe mit nicht mehr als 
60 Arbeitnehmern drei Viertel des vollen Erstat- 
tungsbetrages erstatten. 


Zu Buchstabe c 1 — § 128 Abs. 4 AEG 

Die „Generalklausel“ des Absatzes 4 Sätze 1 und 2 
ist durch die Regelungen des § 128 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3 bis 6 (vgl. Buchstabe a), die Regelung über die 
Vorabentscheidung des Absatzes 4 Sätze 3 und 4 
durch die Regelung des Absatzes 5 (vgl. Buchsta- 
be a) ersetzt worden. 


Zu Buchstabe e — § 128 Abs. 6 AEG 

Die Vorschrift gewährleistet, daß Änderungen der 
Zahl der Arbeitnehmer, die nach Beginn der Erstat- 


tungspflicht eintreten, zugunsten des Arbeitgebers 
berücksichtigt werden können. 


Zu Buchstabe f — § 128 Abs. 7 AEG 

Es handelt sich um eine Eolgeänderung wegen der 
Einfügung der Absätze 5 und 6. 


Zu Buchstabe g — % 128 Abs. 8 AEG 

Die Vorschrift verpflichtet den Direktor des Ar- 
beitsamtes, einen von Anfang an rechtswidrigen Er- 
stattungsbescheid auch mit Wirkung für die Ver- 
gangenheit zurückzunehmen. 


Zu Nummer 2 a — §§ 128 a und 128 b AEG 

Es handelt sich um eine Eolgeänderung wegen der 
Einfügung eines Absatzes 8 in § 128 AEG (vgl. die 
Begründung zu Nummer 2 Buchstabe g — § 128 
Abs. 8): Von Anfang an rechtswidrige Erstattungs- 
bescheide nach § 128 a und § 128 b AEG sollen wie 
von Anfang an rechtswidrige Erstattungsbescheide 
nach § 128 AEG auch mit Wirkung für die Vergan- 
genheit zurückgenommen werden. 

Zu Nummer 3 — § 134 Abs, 4 Satz 4 AEG 

Mit der Änderung wird der Erstattungszeitraum 
von 936 Tagen (drei Jahre) auf 1248 Tage (vier Jah- 
re) verlängert. Dadurch wird erreicht, daß der Ar- 
beitgeber, der sich von einem bei ihm langjährig 
beschäftigten Arbeitnehmer trennt, die Leistungen 
der Bundesanstalt für Arbeit für die Zeit nach Voll- 
endung des 59. Lebensjahres bis zur Vollendung des 
63. Lebensjahres des Arbeitslosen — der allgemei- 
nen Altersgrenze für das „flexible Altersruhegeld“ 
— zu erstatten hat. 


Zu Nummer 3 a — § 136 Abs. 3 Satz 2 AEG 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung 
wegen der Änderung des §111 Abs. 2 AEG durch 
das Haushaltsbegleitgesetz 1984 vom 22. Dezember 
1983 (BGBl. I S. 1532). 


Zu 2 — § 1395 b Reichsversicherungsord- 

nung 

Zu § 1395b Abs, 1 

Die Erstattungspflicht des Arbeitgebers soll immer 
dann ausgeschlossen sein, wenn der Versicherte ne- 
ben dem Anspruch auf ein vorgezogenes Altersru- 
hegeld wegen Arbeitslosigkeit auch Anspruch auf 
eine andere Versichertenrente oder eine Knapp- 
schaftsausgleichsleistung hat, weil in diesen Eällen 
der Versicherte auch aus anderen Gründen An- 
spruch auf eine entsprechende Rentenleistung hät- 
te. Gleichzeitig ist mit dieser Änderung klargestellt. 
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daß abgeleitete Rentenansprüche in der Person des 
Versicherten die Erstattungspflicht des Arbeitge- 
bers nicht berühren. Um den Verwaltungsbedürf- 
nissen der Rentenversicherungsträger Rechnung 
zu tragen, ist abweichend vom Gesetzentwurf be- 
stimmt worden, daß der Arbeitgeber, wenn er er- 
stattungspflichtig ist, die Erstattung mindestens 
jährlich zu leisten hat. Diese Regelung gibt den 
Rentenversicherungsträgern in der Abwicklung der 
Erstattungsansprüche Spielraum, Bedürfnisse der 
Praxis berücksichtigen zu können. Die Erstattungs- 
pflicht der Arbeitgeber soll, soweit Leistungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung in Betracht kom- 
men, außerdem nur eintrete n, wenn das Arbeitsver- 
hältnis nach dem Inkrafttreten des Gesetzes been- 
det worden ist. Die im Übergangsrecht vorgenom- 
mene Klarstellung (vgl. Artikel 5), durch die ge- 
währleistet ist, daß eine Erstattung zur gesetzlichen 
Rentenversicherung nur in den Fällen in Betracht 
kommt, in denen § 128 AFG in der ab Inkrafttreten 
des Gesetzes geltenden Fassung zur Anwendung 
kommt, erübrigt in Absatz 1 eine Bezugnahme auf 
den § 128 AFG in der ab Inkrafttreten geltenden 
Fassung. 

Die Neufassung des Absatzes 1 Satz 2 verdeutlicht, 
daß durch diese Regelung nur Fälle erfaßt werden 
sollen, in denen es wegen eines fehlenden Lei- 
stungsbezuges bei der Bundesanstalt für Arbeit zu 
keiner Entscheidung der Bundesanstalt für Arbeit 
über das Bestehen oder Nichtbestehen einer Erstat- 
tungspflicht nach § 128 AFG gekommen ist Da nach 
der Neuregelung des § 1248 Abs. 2 RVO durch das 
Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetz für das 
vorgezogene Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit 
in den letzten zehn Jahren eine mindestens acht- 
j ährige rentenversicherungspflichtige Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit vorausgesetzt wird, war die Be- 
zugnahme auf die Befreiungstatbestände des 
ArVNG und AnVNG sowie des KnVNG überflüssig 
und ist gestrichen worden. In Anbetracht bestehen- 
der Erstattungsregelungen (z. B. § 72 Abs. 11 G 131) 
wurde im übrigen vorgesehen, daß die Erstattungs- 
pflicht der Arbeitgeber den bestehenden Erstat- 
tungspflichten anderer Stellen vorgeht, um das 
Konkurrenzverhältnis verschiedener Erstattungs- 
ansprüche der Rentenversicherungsträger eindeu- 
tig zu klären. 


Zu § 1395b Abs. 2 

In Absatz 2 sind die in § 128 AFG genannten Vor- 
aussetzungen für den Nichteintritt der Erstattungs- 
pflicht überwiegend nicht mehr im einzelnen wie- 
derholt worden; es wird vielmehr auf die Regelun- 
gen des AFG verwiesen. Hinsichtlich der Änderung 
des Ausschlusses der Erstattungspflicht bei Klein- 
betrieben wird auf die entsprechende Begründung 
der Änderungen zu § 128 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 
Abs. 3 AFG verwiesen. Außerdem ist eine erwei- 
terte Amtshilfepflicht der Bundesanstalt für Arbeit 
vorgesehen worden, um die verwaltungsmäßige Ab- 
wicklung der Regelung durch die Rentenversiche- 
rungsträger zu erleichtern und unterschiedliche 
Entscheidungen verschiedener Sozialleistungsträ- 
ger auszuschließen. Für die erweiterte Amtshilfe- 


pflicht soll die Regelung des § 4 SGB X, in der die 
Voraussetzungen und Grenzen der Amtshilfe fest- 
gelegt sind, entsprechend gelten. Außerdem sollen 
die beteiligten Versicherungsträger über die Einzel- 
heiten dieser erweiterten Amtshilfe eine Verwal- 
tungsvereinbarung treffen, um eine reibungslose 
Durchführung zu gewährleisten und die mit der er- 
weiterten Amtshilfe verbundene Belastung der 
Bundesanstalt für Arbeit so gering wie möglich zu 
halten. 

Zu § 1395b Abs. 3 

Absatz 3 enthält die Regelung des bisherigen Absat- 
zes 5 des Gesetzentwurfs. In die Vorschrift sind die 
Kleinbetriebe mit regelmäßig 6 bis 20 Arbeitneh- 
mern einbezogen worden. Damit zusammenhän- 
gend wurde die Höhe des Erstattungsanspruchs für 
Betriebe zwischen 21 und 60 Arbeitnehmern modifi- 
ziert. Die Regelung orientiert sich an der Bestim- 
mung des § 128 Abs. 3 AFG; auf die dortige Begrün- 
dung wird Bezug genommen. 


Zu § 1395b Abs. 4 

Absatz 4 enthält die Regelung des bisherigen Absat- 
zes 3 des Gesetzentwurfs; sie gilt für Fälle, in denen 
die Rentenversicherungsträger den § 48 SGB X, der 
die Aufhebung eines Verwaltungsakts mit Dauer- 
wirkung bei Änderung der tatsächlichen oder recht- 
lichen Verhältnisse regelt, die im Zeitpunkt des Er- 
lasses Vorgelegen haben, wegen der Tatbestands- 
wirkung der Entscheidung der Bundesanstalt für 
Arbeit nicht anwenden und deshalb die nachträgli- 
che Veränderung der tatsächlichen und rechtlichen 
Verhältnisse nicht berücksichtigen können. Für 
diese Fälle war eine Sonderregelung zu § 48 SGB X 
geboten, der jedoch immer dann anzuwenden ist, 
wenn die anderen Tatbestandsvoraussetzungen des 
Erstattungsanspruchs des Rentenversicherungsträ- 
gers berührt sind, die nicht Gegenstand der Ent- 
scheidung der Bundesanstalt für Arbeit waren. 

Zu § 1395 b Abs. 5 und 6 

Die Absätze 5 und 6 enthalten die Regelungen der 
bisherigen Absätze 4 und 7 des Gesetzentwurfs. 

Zu § 1395b Abs. 1 

Absatz 7 regelt Mitwirkungspflichten des Versi- 
cherten in den Fällen, in denen der Arbeitgeber den 
Wegfall seiner Erstattungspflicht geltend macht, 
weil z. B. der Versicherte in der Zwischenzeit auch 
die Voraussetzungen für eine andere Versicherten- 
rente erfüllt. Die sich aus dem Sözialgesetzbuch er- 
gebenden allgemeinen Mitwirkungspflichten sind 
in diesen Fällen nicht anwendbar; daher war eine 
Sonderregelung geboten. 

Zu § 1395 b Abs. 8 

In Absatz 8 wird bestimmt, daß ein von Anfang an 
rechtswidriger Erstattungsbescheid mit Wirkung 
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für die Vergangenheit aufzuheben ist. Auch inso- 
weit war eine Sonderregelung geboten, da § 44 SGB 
X die Entscheidung darüber, ob ein von Anfang an 
rechtswidriger Erstattungsbescheid mit Wirkung 
für die Vergangenheit aufzuheben ist, in das Ermes- 
sen des Rentenversicherungsträgers stellt. Da die 
Geltendmachung des Erstattungsanspruchs nach 
§ 1395 b RVO der Geltendmachung von Beitragsan- 
sprüchen vergleichbar ist, ist die Gleichbehandlung 
des von Anfang an rechtswidrigen Erstattungsbe- 
scheides mit dem von Anfang an rechtswidrigen 
Beitragsbescheid gerechtfertigt. 

Die in den Absätzen 6 und 8 des Gesetzentwurfs 
enthaltenen Regelungen über einen Auskunftsan- 
spruch des Arbeitgebers und zur Vorwegentschei- 
dung der Rentenversicherungsträger sind nicht 
übernommen worden. Der Arbeitgeber kann sich 
durch den Versicherten, der Anspruch auf eine Ren- 
tenauskunft hat, über den voraussichtlichen Um- 
fang seiner Erstattungspflichten so ausreichend in- 
formieren lassen, daß ihm die notwendigen finan- 
ziellen Dispositionen ermöglicht werden. Eines be- 
sonderen Auskunftsanspruches bedarf er darüber 
hinaus nicht. Auch eine Vorwegentscheidung des 
Rentenversicherungsträgers ist nicht notwendig. 
Der Arbeitgeber hat Anspruch auf eine Vorwegent- 
scheidung der Bundesanstalt für Arbeit, Diese Vor- 
wegentscheidung ist im Rahmen der Prüfung, ob 
eine Erstattungspflicht nach § 128 AEG durch Be- 
scheid der Bundesanstalt für Arbeit festgestellt 
worden ist, von Bedeutung. Eine gesonderte Vor- 
wegentscheidung der Rentenversicherungsträger 
wäre auch im Hinblick auf die notwendige Vorlauf- 
zeit von eineinhalb Jahren problematisch. Stellt die 
Bundesanstalt für Arbeit im Rahmen einer Vorweg- 
entscheidung die Erstattungspflicht des Arbeitge- 
bers nach § 128 AFG fest, muß sich der Arbeitgeber 
auch auf die Erstattung zur gesetzlichen Renten- 
versicherung einstellen; veränderte Verhältnisse, 
die zum Wegfall dieser Erstattungspflicht führen 


Bonn, den 26. März 1984 


können, können von den Rentenversicherungsträ- 
gern zu jedem Zeitpunkt berücksichtigt werden 
(vgl. Absatz 4).. 


Zu Artikel 3 — § 117 b Angestelltenversicherungs- 
gesetz 

Siehe Begründung zu Artikel 2. 


Zu Artikel 4 — § 140 b Reichsknappschaftsgesetz 
Siehe Begründung zu Artikel 2. 


Zu Artikel 5 — § 7 a Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetz 

Die Änderung enthält eine notwendige redaktio- 
nelle Klarstellung gegenüber der Regelung des Ge- 
setzentwurfs. Sie verdeutlicht ferner, daß vorgezo- 
genes Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit nur in 
den Fällen zu erstatten ist, in denen § 128 AFG in 
der ab Inkrafttreten des Gesetzes geltenden Fas- 
sung zur Anwendung kommt. Dies wird durch die 
Angleichung an die Übergangsvorschrift des § 242 c 
AFG erreicht. 


Zu Artikel 6 — § 7 c Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetz 

Siehe Begründung zu Artikel 5. 


Zu Artikel 7 — §4a Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz 

Siehe Begründung zu Artikel 5. 


Kolb Heyenn Cronenberg (Arnsberg) Hoss 

Berichterstatter 
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